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Verkündet

am 9° Februar 1956

Regierungéobersekretärr
als Schriftführer

I m N a m e n d_e 3 V o l k e 3

In Sachen

Kläger und Revisionskläger,

Prozeßbevollmächtigte;

gegen

Bundesversicherungsanstalt für Angestellte,
Berlin—Wilmersdorf, Ruhrstraße 2,

Beklagte und Revisionsbeklagte,

hat der lt Senat des Bundeseozialgerichts

auf die mündliche Verhandlung vom 9, Fe—

bruar 1956, an der mitgewirkt haben

Präsident Schneider

als Vorsitzender,
Bundesrichter Dr° Haueisen und

Buhdesrichter Penquitt
als weitere Berufsrichter,

Bundessczialrichter Mann und

Bundessozialrichter Dr° Geber

‚als ehrenamtliche Beisitzer,

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil

des Landessozialgerichts Celle vom 3. De—
zember 1954 wird zurückgewiesen„

Von Rechts wegen°
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Der Kläger wurde am 1906 geboren° Im Jahre 1933 legte er
die Prüfung als Diplom—Volkswirt ab. Von 1936 bis 1945 war er

beim Hauptamt für V.
_

in s L“als wissenschaftlicher
Mitarbeiter der Deutschen Zeitschrift für W‘ “ l'iö' ange_
stellt„ Vom 28° August 1939 bis 21. Juli 1945 war er im Wehr-

dienst. Von Dezember 1946 bis Anfang April 1947 war er Hilfsar—'

heiter in einem Uhrengeschäft. Am 15° Oktober 1947 stellte er in

Göttingen den Antrag, ihm wegen Berufsunfähigkeit Ruhegeld aus“

der Angestelltenversicherung zu gewähren„ Durch Bescheid der

Landesversicherungsansta1t Hannover vom 25° August 1948 wurde

der Antrag nach Einholung eines Gutachtens des Prof. Dr„ med°

S' . .—abgelehnt° Dagegen legte der Kläger beim Oberversiche—

rungsamt Hannover Berufung ein, In der mündlichen Verhandlung

am 7° April 1949 erklärte sich der Vertreter der Landesversiche—

rungsanstalt bereit, dem Kläger vom 1° Juli 1948 an Ruhegeld

zu gewähren, nachdem der Gerichtsarzt Dr. R den Kläger

untersucht und erklärt hatte, er könne sich dem Gutachten des

Professors Dr° S vom 17° Juli 1948 nicht anschließen; er
halte vielmehr den Kläger für berufsuhfähig. Der Kläger erklär—

te darauf, er sehe die Berufung als erledigt ano'Durch Bescheid

der Landesversicherungsahstalt vom 7„ Mai 1949 wurde dann das

Ruhegeld auf monatlich 92,80 DM festgesetzt° Im Sommer 1951

ließ die Landesversicherungsanstalt den Kläger nachuntersuchen°

Med;Rat‘Professor Dr° S und Professor Dr° med° E ka—

men in ihren Gutachten vom5° Mai 1951 und 280 Juli 1951 zu dem

Ergebnis, der Kläger sei nicht berufsunfähig; Professor Dr° E
führte dazu noch aus, der objektive Befund decke sich weitgehend

mit dem Befund in dem Gutachten des Professors Dr° S vom
17° Juli 1948, nur die Fettleibigkeit sei seither noch stärker

geworden, eine Besserung sei in dem objektiven Befund nicht fest—

zustellen; welche Gründe dafür maßgebend gewesen seien, daß am

7° April 1949 die Berufsunfähigkeit anerkannt werden sei, obwohl

nach Ansicht von Prof" Dr° Sf keine Berufsunfähigkeit vorge—

legen habe, wisse er nicht° Darauf entzog die LandeSversiche—

rungsanstalt das Ruhegeld mit Bescheid vom 29° September 1951

_'2
_
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nach den @@42 AVG, 1293 EVO° Die Berufung des Klägers wies das

Oberversieherungsamt Hannover durch Urteil vom 25. Dezember 1952
zurück; zur rechtlichen Begründung wurde dabei außer den && 42

AVG, 1293 EVO auch noch Nr. 1 der Sozialversicherungsdirektive

Nr, 5 der Britischen Militärregierung vom 14. Oktober 1945 her—
angezogen und ausgeführt, der Kläger sei erwiesenermaßen nicht

berufsunfähig, diese Feststellung genüge nach den angeführten

Vorschriften zur Entziehung des Ruhegeldés. Gegen dieses Urteil

legte der Kläger Berufung beim Oberverwaltungsgericht Lüneburg

ein; die Berufung ging nach Inkrafttreten des Sozialgerichtsge—

setzes auf das Landessozialgericht Celle über, als Beklagte

trat nach dem Übergang der Aufgaben der Rentenversicherung für

Angestellte auf die Bundesversicherungsanstalt für Angestellte

diese.an Stelle der Landesversicherungsanstalt Hannover in den

Prozeß ein° Mit Urteil vom 3. Dezember 1954 wies das Landesso-.

zialgericht Celle die Berufung gegen das Urteil des Oberversi—

cherungsamts Hannover zurück: In der Begründung wurde ausge—
führt, der Kläger sei im Zeitpunkt der Entziehung des Ruhegel—

des berufsfähig gewesen, die SVD Nr. 3, die die Fortgeltung

-des ©1293Abs. 2 RVOangeordnethabe, eei geltendes Recht,
Wegen der grundsätzlichen Bedeutung dieser Rechtsfrage wurde

die ReVision zugelassen°

Gegen das Urteil des Landessozialgerichts legte der Kläger Re—

vision ein und beantragte, die Urteile des Landessozialgerichts

Celle und des Oberversicherungsamts Hannover aufzuheben und die

Beklagte zur Weiterzahlung des Ruhegeldes zu verurteilen, Br
V

machte geltend, in seinem Beruf als wissenschaftlicher Hilfsar—

beiter sei er nicht mehr berufsfähig; daß er noch in der Lage

sei, im Sitzen leichtere schriftliche Arbeiten zu verrichten,
schließe nicht aus, daß es_ihm unmöglich sei, mit anderen wie-
sénschaftlichen Hilfsarbeitern in Wettbewerb Zu treten; die

BVD Nr, 3 sei, wie sich aus der Direktive Nr° 51 des Kontroll—

rats vom 29, April 1947 ergebe, kein Gesetz, sie sei nur eine
Anweisung

an die Verwaltung, sie habe die Geltung des @ 1293

Abso 2 RV0nicht auf die Nachkriegszeit erstrecken können‚

..4_-
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die Entziehung des Ruhegeldes sei deshalb nur zulässig, wenn
eine wesentliche Änderung in seinen Verhältnissen eingetreten

sei; eine solche Änderung sei aber nicht nachgewiesen° Auch

wenn man annehme, daß die SVD Nr. 3 die
Kraft

gehabt habe, die

Geltung des © 1295 Abs. 2 EVO zu verlängern, so sei dies doch
nur für einen begrenzten Zeitraum möglich gewesen; die verschie—

denen Ländergesetze, die eine solche Verlängerung in der Nach—

kriegszeit verfügt hätten, hätten sich deshalb alle darauf be—

schränkt, die Fortgeltung des 5 1293 Abs. 2 Rvo nur bis zu ei—
nem bestimmten Zeitpunkt zu verfügen; im allgemeinen sei dabei

die Geltung des @1295_Abs° 2 EVOauf etwa drei Jahre nach dem
Zusammenbruch verlängert worden° Im September 1951, als sein

Ruhegeld entzogen werden sei, sei eine Entziehung des Ruhegeldes

ohne wesentliche Änderung der Verhältnisse jedenfalls nicht mehr

möglich gewesen; das Sozialgericht Oldenburg habe in dem Urteil

vom 21° Oktober 1954, AZ° S 5 — An 141/54, ebenso wie vorher das
Oberversicherungsamt Oldenburg in der Entscheidung vom 5. Juli

1951, Breithaupt 1952, S. 886 und das Oberversicherungsamt Det-

meld in dem Urteil v0m 1° Oktober 1953, Die Sozialvcrsicherung_

1954, S, 47, entschieden, daß die SVD Nr. 5 kein Gesetz, sondern

nur eine Anweisung sei; der gleichen Meinung sei auch Theilen,

Zeitschrift für SoZialversicherung, 1951 S. 182 ff„

Die Beklagte beantragte, die Revision als unbegründet zurückzu—

weisen; sie führte aus, die SVD Nr„.3'sei in der-britischen Zone

noch in Kraft, das Ruhegeld sei zu Recht entzogen werden, weil“

lder Kläger noch berufsfähig sei°

IIo

Die Revision, die das Landessozialgericht zugelassen hat, ist

form— und fristgerecht eingelegt; sie ist auch rechtzeitig be—‚

gründet, sie ist deshalb zulässige ' '

Die Revision ist aber nicht begründet,
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Die Annahme des Landessozialgerichtä der Kläger sei noch

berufsfähig, enthält keine Verletzung des 5 27 AVG° In dem
Urteil des Lahdessozialgerichts ist eingehend dargelegt,

daß der Kläger zwar an Fettleibigkeit, Übererregbarkeit,

Durchblutungsstörungen sowie einer geringen Versteif1ng

des linken Fußgelenkes leidet, daß er aber trotzdem gei—

stigund körperlich in der Lage ist, seinen Beruf als wis—

senschaftlicher Hilfsarbeiter auf dem Gebiete des Sozial—

rechts noch wettbewerbsfähig auszuüben. An diese tatsäch—

lichen Feststellungen ist das Bundessozialgericht gebunden,

weil in Bezug auf sie zulässige und begründete Revisions—

gründe nicht vorgebracht werden sind (@ 163 SGG)° Die Fest—

stellungen beruhen auf einer lückenlosen Beweisaufnahme

und stimmen mit den erhobenen Gutachten überein; das Lan—

dessozialgericht hat weder die Pflicht zur Sachaufklärung

verletzt noch die Grenzen des Rechts der freien Beweiswür—

digung überschritteno Die Behauptung des Klägers, das Lan-

dessczialgericht habe nicht berücksichtigt, daß ihn eine

Arbeit im Sitzen allein noch nicht bérufsfähig mache, ist
.unrichtig; das Landessozialgericht ist nach dem Inhalt

seines Urteils vielmehr mit Recht davon ausgegangen, daß

bei dem Beruf des Klägers die geistige Tätigkeit im Vor-

dergrund steht und daß die dazu erforderlichen körperli-

chen Leistungen von ihm noch erbracht werden können,

.Es fragt sich nun, ob die Landesversicherungsanstalt, von

der die Aufgaben der Beklagten 1951 wahrgenommen wurden,

berechtigt war, dem Kläger die Rente wieder zu entziehen,

nachdem sie die Überzeugung erlangt hatte, die Rente sei

zu Unrecht bewilligt worden, die Bewilligung der Rente

sei also ein fehlerhafter Verwaltungsakt gewesen° Dazu ist

zunächst festzustellen, daß jeder Bescheid eines Versiche—

zuglcich bedeutet, daß der Bescheid, durch den die Rente

bewilligt worden ist, von der WirkSamkeit der Entziehung an.....—

_ 6 _
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(5 1296 RVG) als rechtswidrig angesehen und deshalb als nunmehr

Verwaltungsakte zurückzunehmen, ist aber im Recht der Sozial—

versicherung nicht in gleichem Ausmaß gegeben wie im allgemei—

nen Verwaltungsrecht. Für letzteres gilt der Rechtsgrundsatz,

daß fehlerhafte Verwaltungsakte von der Verwaltung wieder zu—
rückgenommen werden können und daß dieser Grundsatz nur in Aus—

nahmefällen Einschränkungen erleidet (vgl° dazu Haueisen, NJW '

1954 s„ 1425 ff)° Für die Verwaltungsakte, die im Streitfall
der Beurteilung durch die Sczialgeriöhte unterliegen, ist die_

Rechtslage umgekehrt° Aus den @@77 SGGund 24 des Gesetzes über
das Verwaltungsverfahren der Kriegsopferversorgung-vom 2° Mai

1955 (BGBl° 1 SO 202 ff) ergibt sich, daß hier die Rücknahme

fehlerhafter Verwaltungsakte grundsätzlich ausgeschlossen ist°

Die Möglichkeit der Rücknahme besteht nur in Ausnahmefällen;

zu diesen gehören die Tatbestände, von denen in den @@608,

1295 Abs° 1 BVG, 42 AVG die Rede ist, hier handelt es sich durch—

derung von Umständen, deren Fortbestand bei Erlaß des Verwal—
tungsaktes vorausgesetzt worden ist, rechtswidrig geworden sind°

In dem vorliegenden Rechtsstreit liegt dem Vorbringen der Be—

klagten der Gedanke zugrunde, eine weitere Ausnahme sei dem

5 1295 Abs, 2 EVO in Verbindung mit Ziff. 1 der eve Nr. 5 der
Britischen Militärregierung vom 14° Oktober 1945 zu entnehmen°

_
Hiernach sei es nämlich möglich, auch einen Verwaltungsakt, der

ypngßnfapg_an der Rechtmäßigkeit entbehrt habe, wieder zurückzue

nehmen° Das Landessozialgericht hat diese Auffassung gebilligt°

Es kommt deshalb darauf an, ob das Landessozialgericht zu Recht

angenommen hat, die Entziehung der Rente sei auch ohne den Nach—

weis einer wesentlichen Änderung in den Verhältnissen des Berech—

tigten rechtlich möglich gewesen, weil nach der SVD Nr. 3 in

Verbindung mit @ 1293'Abs. 2 und @ 42 AVG die Peststellung ge—
nügt habe, daß der Kläger berufsfähig sei°

Die SVD Nr° 3 vom 14, Oktober 1945, die zwar nichtin einem Amts—

blatt der Militärregierung veröffentlicht ist, die aber im Ar—

- 7 _
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beitsblatt für die britische Zone, 1947 S0 12 abgedruckt ist,

bestimmt:

"In Anbetracht der kritischen Finanzlage der obengenann—
ten Versicherungszweige, deren Fortbestand in erhebli—
chem Maße von Zuschüssen abhängt, werden folgende vor—
läufige Maßnahmen sofort in Kraft gesetzt:

1 Bestimmungen, die vor dem Krieg in Kraft waren, ge—
statten die Entziehung der Invalidenrenten (Ruhegel—
der) der Rentenversicherungen der Arbeiter oder der
Angestellten, wenn bei einer neuen ärztlichen Unter—
suchung festgestellt wurde, daß der Rentenberechtig—
te nicht mehr invalide oder berufsunfähig ist. Diese
Bestimmungen werden sofort wieder in Kraft gesetzt,

!!
now-o

und 5 1295 Abs. 2 RVO in derr Fassung des Gesetzes vom ? Dezem—

ber l955 (BGBl. I S° 1055), in Kraft seit 1. Januar 1934, lautet:

"Bis zum 51 Dezember 1957 ist die Entziehung einer Inva—
liden— oder Witwenrente auch ohne Feststellung einer -we—
sentlichen Änderung in den Verhältnissen des Berechtig—
ten zulässig, wenn eine erneute Prüfung ergibt, daß er

_nicht invalide ist; dies gilt nicht für Berechtigte,
die am 1 Januar 1934 das sechzigste Lebensjahr vollen—
det hatten Der Reichsarbeitsminister kann diese Vor—
schrift schon früher außer Kraft setzen "

a) Vorweg ist festzustellen, daß die BVD Nr. 5 für das gesamte

Gebiet der ehemals britischen Zone erlassen ist, daß sie also
Vorschriften enthält, die "über den Bezirk des Berufungsgerichts

hinaus gelten" und damit nach 5 162 Abs° 2 SGG revisibel sind,

b) Mit Recht geht das Landessozialgericht davon aus, daß die SVD

Nr, 5 mit ihrer Ziff„ 1 auf die 55 1295 Abs° 2 EVO und 42 AVG ver—
weist° Zwar ist hier die Rede von Bestimmungen, die vor dem

Kriege in Kraft "waren", und @ 1295 Abs° 2 ist vor dem Kriege
nicht ausdrücklich außer Kraft gesetzt werden; der ausdrück—

lichen Aufhebung dieser Vorschrift muß es jedoch gleichgesetzt

werden, daß sie ihre Bedeutung durch Zeitablauf verloren hatte,

Auch der Umstand, daß die Ziff. 1 von der Entziehung von Renten

in Fällen spricht, in denen der Berechtigte "nicht mehr" inva—
lide oder berufsunfähig ist, schließt nicht aus, daß von der
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Ziff. 1 der SVD Nr. 5, deren Formulierung nicht in deutscher
Sprache erfolgt ist, nach ihrem eindeutigen Zweck und ihrem

sonstigen Wortlaut auch die Fälle erfaßt werden, in denen der

Versicherte überhaupt noch nie invalide oder berufsunfühig ge—

wesen ista ' .

c) Der Kläger behauptet nun, die SVD Nr. 3 sei kein Gesetz, des—
halb habe sie auch die Fortgeltung des 5 1295 Abs. 2 BVG nicht

anordnen können.

Hier ist zunächst zuldären‚ ob das Bundessozialgericht berech—

tigt ist, zu dieser Frage Stellung zu nehmen und darüber zu ent—

scheiden. Die Sozialversicherungsdirektiven sind, wie schon in

dem Urteil des‚Bundessoziolgerichts vom 14. April 1955, BSG l,
S.IG ff. festgestellt ist, Anordnungen der Besatzungsmächte,

deren Bestehen, Inhalt, Rechtsgültigkeit oder Zweck nach Art, 5

Abs. 2 des Gesetzes der Alliierten Hohen Kommission (AHK) über
die Gerichtsbarkeit auf den vorbehaltenen Gebieten vom 25. No—_
venber 1949 (AHK ABl. S. 54) nicht Gegenstand der Entscheidung
deutscher Gerichte sein können. Diese Einschränkung der Recht—

sprechungsbefugnis der deutschen Gerichte ist aber mit dem In—'

krafttreten der Pariser Verträge und der Erlangung der vollen

Souveränität durch die Bundesrepublik am 5. Mai 1955 weggefal—

len (vgl° die Bekanntmachung über_das Inkrafttreten des Proto—

kolls vom 25. Oktober 1954 über die Beendigung des Besatzungse

regimes in der Bundesrepublik Deutschland vom 5. Mai 1955,

BGBl. II S. 628). Das Bundessozialgericht hat auch als Revi—

sionsgericht von dem im Zeitpunkt seiner Entscheidung gelten—

den Recht auszugehen; Hechteänderungen, die vorher wirksam ge—

.worden sind, hat es zu berücksichtigen, sofern das streitige

'Réchtsverhältnis — wie dks hier der Fall ist — von ihnen erfaßt

wird (vgl. auch BGHZBd. 9, 101—105). Es ist deshalb auch
nicht gehindert, die Einwendungen des Klägers gegen den Horm—

charakter der SVD Nr. 3 zu prüfen.

Für die Annahme, die SVD Nr. 3 sei kein Gesetz im materiellen

Sinn, beruft sich der Kläger auf Theilen, Zeitschrift für 80—

zialversicherung 1951 S. 182 und auf die Entscheidungen des
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Oberversicherungsamts Oldenburg vom 5, Juli 1951, Breithaupt
1952 S, 886, des SozialgerichtS_01denburg vom 210 Oktober 1954,

Az° S 5 — An 141/54, und des Oberversicherungsamts Detmold vom

10 Oktober 1955, Die Sozialversicherung, 1954 S, 47° In diesen

Entscheidungen wird ebenso wie von Theilen darauf hingewiesen,

daß die DirektiveNr° 51 des Kontrollrats vom 29° April 1947

(Amtsblatt des Kontrollrats in Deutschland Nr, 15 S° 279 und
280) u„a, bestimmt, die gesetzgebende Tätigkeit werde von der

Besatzungsmacht nur in den Formen der Proklamation, des Geset—

zes oder des Befehls (Order) ausgeübt, Direktiven und genehmig—

te Dokumente seien kein Akt der Gesetzgebung° Die Direktive

Nr° 51 bezieht sich jedoch nur auf die gesetzgebende Tätigkeit

des £pntgpllratg und nicht auf die der einzelnen Besatzungs—

mäehte, sie legt sich auch keine rückwirkende Kraft bei. Für
die Frage, ob die SVD}Nr..5‚ die von der Britischen Militäre

regierung erlassen worden ist und vom 14° Oktober 1942 stammt,

eine Rechtsnorm im Rangeines Gesetzes ist, kann deshalb die

Direktive Nr° 51 des Kontrollrats vom 29° April 1941 nicht

maßgebend sein° Für die Beurteilung dieser Erage ist aber von

Bedeutung, daß die Direktive Nr° 10 des Kontrollrats vom 22.
September 1945 (Amtsblatt des Kontrollrats in Deutschland

Nr° 5 S, 58), die vor Erlaß der Direktive Nr, 51 in Kraft

gewesen ist, ausdrücklich erklärt hat, der Kontrollrat übe

seine Gesetzgebungsgewalt durch Proklamationen, Gesetze, Be—

fehle, Direkjiyen und Instruktionen aus° Daraus darf geschlos—

sen werden, daß zu dieser Zeit allgemein angenommen worden ist,

daß Gesetze im materiellen Sinn u„a° auch in der Form von Di—

rektiven erlassen werden können, wobei eine "amtliche" Verkün—
dung dieser Direktiven nicht für erforderlich gehalten worden

ist° Von dieser Auffassung muß auch bei der Beurteilung der

zu jener Zeit erlassenen Direktiven der einzelnen Besatzungs—

mächte ausgegangen werden, Daß es im Falle der Ziff, 1 der

SVD Nr, 5 damals auch in der Absicht der Britischen Militär—

regierung gelegen hat, nicht nur eine Verwaltungsanweisung

zu erlassen, sondern unmittelbar verbindliches Recht, zu
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Mit den Worten "Bestimmungen, die vor dem Krieg in Kraft wa:

ren, to;„„ Diese-Bestimmungen werden sofort wieder in Kraft

gesetzt „„„„„ " ist hier Bezug genommen auf Normen des mate—

riellen Rechts und diese Normen sind durch die Direktiven

wieder "in Kraft" gesetzt werden„ Damit erscheint aber die

Ziff° l der SVD Nr„ 3 inhaltlich selbst auch als eine Norm

des materiellen Rechts; sie ist materiell eine echte Rechts—

verschrift, denn sie stellt.die "artikulierte Regelung eines

bestimmten Gebietes" dar (vgl.° Schmeller—Maier—Tobler, Hand—

buch des Besatzungsrechts, 1951 5 25 So 12 unter 9.‚)°

d) Ist hiernach die Ziff° 1 der svr Nr. 3 eine Norm des mate—
riellen Rechts, so fragt sich noch, ob sie nicht, wie der Klä-

ger hilfsweise behauptet, inzwischen außer Kraft getreten ist°
Sicher ist zunächst, daß sie nieht etwa durch die Verordnung

Nr° 162 der Britischen Militärregierung vom 16. August 1948

(Amtsblatt der Militärregierung Deutschlands Britisches Kon—
trollgebiet Nr, 25 S. 835) aufgehoben werden ist° Diese Verord+

nung hat zwar für die Zukunft die Gesetzgebungsbefugnis auf dem

Gebiet der Sozialversicherung auf die Länder übertragen; sie hat

aber die SVD Nr° 3 nicht aufgehoben° Die SVD Nr. 5 ist aber auch

nicht ohne ausdrückliche Aufhebung einfach "infolge Zeitablaufs”

unanwendbar geworden° Sie hat allerdings, Wie schon_ihre Präam—

bel und die Bezeichnung der einzelnen Anordnungen als "vorläufi—'

ge Maßnahmen" zeigen, klar den Charakter einer Übergangsregelung.

Die zeitliche Geltungsdauer der SVD Nr° 3 335 deshalb begrenzt

sein; es darf nicht der Grundsatz des 5 1293 Abs° ; EVO, daß die
Feststellung einer wesentlichen Änderung in den Verhältnissen

des Berechtigten Voraussetzung der Rentenentziehung ist, prak—

tisch für einen Teil des Bundesgebiets für unbegrenzte Zeit da—

durch außer Kraft gesetzt werden, daß eine Rentenenhiehung nach

@ 1293 Abs° g RVO auch ohne den Nachweis einer solchen Anderung

möglich ist° Eine dauernde Aufhebung des Grundsatzes des @1293
Abs° ; RVO hat auch die BVD Nr° } nicht beabsichtigt, Durch die

Britische Besatzungsmacht selbst ist allerdings die Nr° l der

SVD Nr° 3 nicht aufgehoben werden; sie hat auch die gesetzge—

benden Körperschaften der Länder ihrer Zone nicht ermächtigt,
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dies zu tun; durch die Verordnung Nr„ 162 vom 160 August 1948
(Amtsblatt der Militärregierung Deutschland, Britisches Kon—

trollgebiet‚ 1948 S„ 835) hat sie zwar unter Änderung der Ver—
ordnung Nr° 57 die Länder ihrer Zone ermächtigt, auf dem Ge—

biete der Sozialversioherung wieder Recht zu setzen, sie hat

die Länder aber dabei nicht ermächtigt, Normen, die sie selbst

vorher auf diesem Gebiet erlassen hat, außer Kraft zu setzen°

Auch in dem Besatzungsstatut vom 12, Mai 1949 i„ä‚F„ van 6.März

1951 (AHKAmtsblatt s. 792) ist noch in Zifi‘° 7 festgehalten,
daß Gesetze der Besatzungsbehörden‚ die vor dem Inkrafttreten

des Grundgesetzes erlassen sind, in Kraft bleiben und daß sie*

nur durch die Besatzungsbehörden aufgehoben werden können„

Jetzt allerdings hat der Bundesgesetzgaber, nachdem er seit
dem Inkrafttreten der Pariser Verträge am 5„ Mai 1955 auch

die Zuständigkeit für die Aufhebung oder Änderung der für alle

Länder der ehemals britischen Zone geltenden BVD Nr„ 3 besitzt

(Art„ 74 Ziff„ 12 GG in Verbindung mit der Bekanntmachung über

das Inkrafttreten des Protokolls vom 25; Oktober 1954 über die

Beendigung des Besatzungsregimes in der Bundesrepublik Deutsch—

land vom 5„ Mai 1955, (BGBl° II s„ 628)‚' die _I’_fl_igh_t,eine end—
gültige Regelung zu treffen„ In den Ländern außerhalb der bri—

tischen Zone, in denen nach dem Zusammenbruch ebenfalls die

Fortgeltung des 5 1293 Abs; 2 BVD gesetzlich angeordnet worden

ist, ist diese Fortgeltung von Anfang an zeitlich begrenzt ge—

wesen° Sie hat teilWeise nur bis 51„ Juli 1948 bestanden (so in

Bayern nach 5 1 des Gesetzes Nr° 68 vom 2107‚l947‚ GVBl.° Sol45;
in Hessen nach 5 1 des Gesetzes vom_15.7„1947‚ GVBl° S„ 44; in
Bremen nach 5 1 des Gesetzes vom 2.8„1947‚ GBl. S. 167 und in
Württemberg—Baden nach dem Gesetz Nr° 709 vom 3107„1947, Reg°

1310SO 77), teilweise hat sie bis zum 3l„ Juli 1949 gegolten ‘
(so in Württemberg—HohenZollern nach @ l des Gesetzes vom

608o1948, Regßl° 8° 111), und teilweise ist sie bis 51° Dezem—
ber 1955 in Kraft gewesen (so in Berlin nach 5 62 des Berliner

.Sozialversicherungsanpassungsgesetzes vom 3.12.1950, VOBI‚ I

So 542)° Wie in diesen Ländern der Gesetzgeber die Geltungs—

dauer jener Vorschriften bestimmt hat, so ist auch die Be—

stimmungdes Endesder zeitlichen Geltungder sv:oNr„ 3 für
_]_2._
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das Gebiet der ehemals britischen Zone Sache des Qeggjzgeb933.'

Ob von einem bestimmten Zeitpunkt an die gegjghtg befugt sind,‘

der Ziff. 1 der svn Nr. 3 die Verbindlichkeit zu versagen, weil
der Gesetzgeber seiner Pflicht, die Übergangsregclung durch eine

endgültige Regelung zu ersetzen, nicht nachkomme (vgl. dazu BGHZ

1 S. 244 ff, 280), braucht hier nicht entschieden zu werden° Es

muß dem Bundesgesetzgeber Zeit gelassen werden, die Rechtszer—

splitterung, die sich hier wie auf anderen Gebieten in der Nach-

kriegszeit infolge der Gesetzgebung der Besatzungsmacht und der

verschiedenen Länder ergeben hat, wieder zu beseitigen, und zwar
in dem Zusammenhang, in dem er dies für richtig hält, wobei zu

berücksichtigen ist, daß von dem Bundesgesetzgeber noch andere

drängende gesetzgeberische Arbeiten zu erledigen sind° So gese—4

hen kann nicht angenommen werden, daß die Frist, die dem Bundes—

gesetzgeber für die Aufhebung oder Änderung der SVD Nr. 5 zuge—

standen werden muß und die erst am 5. Mai 1955 zu laufen begon—

nen hat, schon verstrichen ist.

Zusammenfassend ist hiernach zunächst festzustellen, daß die

Ziff._l der SVD Nr. 5, die auf die 55 1293 Abs. 2 RVOund 42 AVG
verweist, auch heute noch eine gültige Norm des materiellen

Rechts darstellt; durch diese Ziff. 1 der SVD Nr. 5 hat die Bri—

tische Militärregierung die durch Zeitablauf gegenstandslos ge—_

wordene Bestimmung des 5 1295 Abs. 2 RVO wieder in Kraft gesetzt;

sie hat dies selbst getan und nicht etwa, die der Kläger meint,
eine deutsche Stelle damit beauftragt; deutsche Stellen mit Ge-

setzgebungsbefugnis hat es zu jener Zeit (Oktober 1945) in der
britischen Zone noch gar nicht gegeben (so im Ergebnis auch die

Urteile des LSG Celle vom 1.6.1954 in "Die Sozialgerichtsbaré

keit" 1955 S. 21 ff; des LSG Nordrhein—Westfalen vom 6.10.1954

in "Die Sozialgerichtsbarkeit" 1955 S. 250 und des LSG Schleswig

vom 22.10.1954, Breithaupt 1955 S. 616 ff sowie im Schrifttum

Brackmann, Handbuch der Sozialversicherung, Stand vom 15.8.1954,
Bd. II S. 725, 726, Eckert—Sauerborn, Die Sozialvcrsicherungsge—

setze in der Bundesrepublik Deutschland, Anm° 2 B zu 5 1295; Ver-

bandskommentar zur RVG, 5° Auflage, Anm° 1 zu @ 1295, Caesar in
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"Die Sozialversicherung" 1952 S° 78 ff, Bastler in "Die

Sozialgerichtsbarkeit" 1955 8° 25, Völcker in "Die So-

zialgerichtsbarkeit" 1955 8° 252)„.

Steht aber feet, daß @1295 Abs° 2 BVD in Verbindung mit
der SVD Nr, 3 in den Ländern der ehemals britischen Zone

auch heute noch eine gültige Rechtsnorm darstellt, so ist

immer noch zu bedenken, daß diese Vorschrift die Entzie—

hung der Rente ohne Feststellung wesentlicher Änderungen

in den Verhältnissen des Berechtigten nur für "zulässig"
erklärt, daß also der Versicherungsträger zur Entziehung*

der Rente nicht in jedem.Fall verpflichtet ist, die Ent—

ziehung der Rente vielmehr in seinem Ermessen liegt. Des—
halb ist im Einzelfall immer auch noch zu prüfen, ob der

Versicherungsträger sein Ermessen fehlerfrei'ausgcübt

hat, wenn er einen Rentenbewilligungsbescheid auf Grund

der angeführten Vorschriften von einem bestimmten Zeit—

punkt an zurückgenommen hat, weil er zu der Überzeugung

gekommen ist, eine gesetzliche Voraussetzung für die Be—

willigung — hier die Berufsunfähigkeit — habe nicht vor-
gelegen, es sei also mit dem Rentenbewilligungsbescheid

ein äghlerhajjgr Verwaltungsakt erlassen worden„ in die—

ser Hinsicht findet sich schon in der Rechtsprechung des

Reichsversicherungsamts der Gedanke, daß die Rücknahme

eines fehlerhaften Verwaltungsaktcs als rechtswidrig an—

zusehen ist, wenn sie gegen Treu und Glauben verstößt;

dieser Gedanke ist insbesondere im Zusammenhang mit der

Rückforderung zu Unrecht erbrachter Leistungen mehrfach

verwertet worden, allerdings ohne dabei zum Ausdruck zu

bringen, daß die Rückforderung dieser Leistungen insoweit

zugleich die Rücknahme des fehlerhaften Bewilligungsbe—

scheides darstellt, Vgi„ die Urteile des Reichsversiche—
rungsamts vom 7„ Februar 1939, Amtliche Nachrichten 1939

IV se 246 = EuM Bd, 44 s‚ 385 ff (388) und vom 24„ Fe—
bruar 1944, Amtliche Nachrichten 1944 11 SO 105 und 106g

Das Bayerische Landesversicherungsamt hat dieser Recht—

_ 14 _
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


6a)

.- 14 -

sprechung in den Urteilen vom 4°.Mai 1950, Bayerisches Amtsblatt
Eß0 S0 464 und vom 4. Juli 1950, Bayerisches Amtsblatt 1950

SO 665 ausdrüeklich zugestimmt° Auch das Landessozialgericht

Baden—Württemberg ist ihr in dem Urteil vom 70 Mai 1954, So—
zialreehtliche Entscheidungssammlung Abschno V Nr„ 4 zu @1305
EVO, ausdrücklich gefolgt° In der Rechtsprechung der allgemeinen

Verwaltungsgerichteist der Gedanke, daß die Rücknahme eines feh—

lerhaften Verwaltungsaktes unter Umständen gegen Treu und Glau—

ben verstößt, gleichfalls zum Ausdruck gebracht Werden, vgl°

Urteil des OVG Koblenz vom 24.11„1953, Zeitschrift für Beamten—

recht 1954s„ 119 - 1210Im VorliegendenFall ist indes ein
Verstoß gegen Treu und Glauben nicht anzunehmen; einmal hat der

Versicherungsträger mit dem umstrittenen Entziehungsbescheid

nicht etwa auch die Rückzahlung der bereits gezahlten Renten

angeordnet, zum anderen ist die Zeit, während der die Rente

gewährt werden ist (1948
—

1951), nicht so lang gewesen, daß

das Vertrauen des Klägers auf den Fortbestand des Bewilligunge—

bescheides bei gleichbleibenden Verhältnissen des unbedingten

Schutzes auch für die Zukunft bedarf. Hierbei ist auch nicht

außer acht.zu lassen, daß die Bewilligung der Rente in den

ersten Nachkriegsjahren erfolgt ist, in denen es den Versiche—
rungsträgern noch nicht möglich gewesen ist, die Voraussetzun—

gen für den Rentenbezug mit der gleichen Sorgfalt und Schnel—

ligkeit zu
brüfen, wie dies heute wieder möglich ist, daß es

andererseits aber der ausgesprochene Zweck der SVD Nr„ 3 ge—

wesen ist, den Trägern der Rentenversicherung für eine vor—

übergehende Zeit die Befugnis zur Entziehung einer Rente

auch in dem Falle zu geben, in dem sich herausstellt, daß

der Versicherte nicht invalide oder berufsunfähig ist, die

Rente daher zu Unrecht bewilligt ist und der Bewilligunge—

bescheid einen fehlerhaften Verwaltungsakt darstellt°

Aus alledem ergibt sich, daß die Revision des Klägers unbe—

gründet ist; sie ist deshalb nach 5 170 Abs. 1 Satz 1 SGG

zurückzuweiseno
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